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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 23.08.2016 – Drittes Gesetz zur Änderung des Asylbewerber​leistungsgesetz (AsylbLG)
Mit der geplanten Gesetzesänderung sollen Leistungen für Asylbewerber 

1. Weiter abgesenkt werden.

2. In stärkerem Maße Sachleistungen umgewandelt werden.

3. Wie in der Vergangenheit auch austesten, wie weit sich Sozialleistungen allgemein absenken lassen.

Die anerkannten Bedarfe für Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG fallen durch wei​tere Absenkung hinter die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2012 zurück.

Der Gesetzgeber argumentiert in seiner Begründung - wie bei der letzten Absenkung zum 17. März 2016 um zehn Euro - mit einer „vermeintlich objektiv abweichenden Bedarfslage“, die keinesfalls der Realität entspricht.

Stattdessen sind die pauschalen Kürzungen offensichtlich migrationspolitisch motiviert sind – gerade dies hat das Bundesverfassungsgericht aber explizit untersagt. (sh. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 18. Juli 2012 - 1 BvL 10/10). 

Der Regelbedarf an sich ist schon nicht bedarfsdeckend. Das Sozialforum Dortmund und das Bündnis 500-30-10 fordern seit langem generelle Regelbedarfserhöhungen auf 500 ,-- € (derzeit 404,-- € maximal).

Sozialleistungen müssen für alle Berechtigten bedarfsdeckend und gleich sein, das Asyl​bewerberleistungsgesetz erübrigt sich damit.



Die Stellungnahme im Einzelnen:
Zu § 3a Abs. 1 Nr. 2b) und Abs. 2 Nr. 2b) AsylbLG-E: Regelsatzkürzung für Bewohner*innen von Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften 
Erwachsene Leistungsberechtigte, die in Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschafts​unterkünften oder vergleichbaren Unterkünften untergebracht sind, erhalten nach diesen Plänen statt der Regelbedarfsstufe1 dann nur noch Leistungen der Regelbedarfsstufe 2. Dies bedeutet eine Leistungskürzung um zehn Prozent (33 Euro) gegenüber der eigent​lich geltenden Regelsatzstufe 1. 

Die Gesetzesbegründung versucht dies mit „Einspareffekten“ zu rechtfertigen, „die denen in Paarhaushalten vergleichbar sind“. Aufgrund eines zu erwartenden „gemein​samen Wirtschaftens“ seien „haushaltsbezogene Aufwendungen nicht von jedem Leistungsberechtigten alleine zu tragen“, sondern würden „auf die Gemeinschaft der Bewohner aufgeteilt bzw. von ihnen gemeinsam getragen“. Genannt werden in der Gesetzesbegründung der in einer Unterkunft bereitgestellten Festnetz- oder Internet​anschluss, die Möglichkeit zum „Austausch bei den Bedarfen an Freizeit, Unterhaltung und Kultur“ sowie die Erwartung, dass „Lebensmittel oder zumindest der Küchen​grundbedarf in größeren Mengen gemeinsam eingekauft“ werde.
Dies ist nicht berechtigt und stellt keine nachvollziehbare Begründung dar. Auch wenn geflüchtete Menschen (gezwungenermaßen) in einer Gemeinschaftsunter​kunft leben, kann nicht unterstellt werden, dass sie auch zusammen wirtschaften oder gar eine Einstandsgemeinschaft bilden.
Beim Arbeitslosengeld2 erhalten Berechtigte, die in einer Wohngemeinschaft leben, die Regelbedarfsstufe 1.

Weiterhin ist zu berücksichtigen, das z.B. in Aufnahmeeinrichtungen der größte Teil der Leistungen als Sachleistung gewährt wird und der zur Verfügung stehende Betrag an sich schon sehr gering ist.

Zu § 3a Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Nr. 4 Asylblg-E: Beschränkung der Regelbedarfsstufe 1 auf allein lebende unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
Dies ist ebenfalls eine unberechtigte Leistungskürzung, wie schon vorstehend beschrie​ben. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge erhalten vorrangig Leistungen der Jugend​hilfe.

Nach § 3a Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG-E sollen nur jugendliche Leistungsberechtigte, die allein in einer Wohnung leben, den Regelsatz der Stufe 1 erhalten.

Die geplante Regelung betrifft alleinstehende unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die nicht die Leistungen der vorrangigen Jugendhilfe erhalten. Der Bedarf für alle anderen Formen der Unterbringung soll danach wieder auf die Regelbedarfsstufe 4 abgesenkt werden. Die Bedarfsstufe 4 findet dann sowohl bei der Unterbringung in einer Aufnahme​einrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft Anwendung und auch in den Fällen, in denen mehrere unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zusammen in einer Wohnung leben. 
Lt. Gesetzesbegründung soll damit – wie auch in der o.a. Begründung – „der besonderen Situation allein lebender minderjähriger Flüchtlinge“ Rechnung getragen werden.
Diese Begründung entspricht keinesfalls der Lebenswirklichkeit:

Auch bei noch minderjährigen geflüchteten Menschen, die (gezwungenermaßen) in einer Gemeinschaftsunterkunft leben, kann nicht unterstellt werden, dass sie auch zusammen wirtschaften oder gar eine Einstandsgemeinschaft bilden.
Der Bedarf dieser alleinstehenden jugendlichen Leistungsberechtigten ist durchaus mit denen von Erwachsenen vergleichbar. 

Das bedeutet Einstufung in die Regelbedarfsstufe 1, und dies darf nicht nur für Jugend​liche gelten, die allein in einer Wohnung leben, sondern ebenso für diejenigen, die – ebenfalls vergleichbar mit erwachsenen Asylsuchenden – in einer Aufnahmeeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft oder aber zusammen mit anderen in einer Wohnung leben.

Reines Zusammenleben bedeutet keinesfalls das Vorliegen einer „Einstandsgemein​schaft“, bei der ähnlich einer Ehe oder Lebenspartnerschaft ein gemeinsames Wirt​schaften und Haushalten erfolgt.
Zum anderen lässt die Annahme eines gemeinsamen Wirtschaftens außer Betracht, dass insbesondere in Aufnahmeeinrichtungen der „notwendige Bedarf“ ausschließlich als Sachleistung bereitgestellt wird und nur noch ein relativ kleiner Anteil in Form von Bargeld für den „notwendigen persönlichen“ Bedarf ausgezahlt wird. Es liegt auf der Hand, dass gerade in dieser Situation der persönliche Bedarf tatsächlich persönlich sein sollte, um individuelle Bedürfnisse zu befriedigen und diese gerade nicht zu kollektivieren. 

Verschärft wird diese Regelung noch dadurch, dass sie nicht nur für Grundleistungs​beziehende innerhalb der ersten 15 Monate gelten, sondern auch für Analogleistungs​beziehende nach § 2 AsylbLG fortbestehen soll (§ 2 Abs. 2 AsylbLG-E). 

Die geplante Abstufung in der Regelbedarfsstufe ist abzulehnen.

Sie ist eine versteckte zehnprozentige Leistungskürzung, die nicht auf objektiv feststellbaren Minderbedarfen beruht. Solange nicht tatsächlich gemeinsam gewirtschaftet wird, muss weiterhin die Regelbedarfsstufe 1 für Alleinstehende angewandt werden.
Zu § 3a Abs. 3 AsylbLG-E: Kürzung der Regelbedarfe bei anderweitiger Bedarfs​deckung 
Dies ist eine verkappte Abkehr von Geld- zu Sachleistungen

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass Geldbeträge des notwendigen Bedarfs wie auch des notwendigen persönlichen Bedarfs gekürzt werden dürfen, wenn ein konkreter Bedarf „nicht nur einmalig oder absehbar nur kurzfristig nachweislich vollständig oder teilweise anderweitig gedeckt ist“. 

Hierzu sollen die nicht fortgeschriebenen Beträge der jeweiligen EVS-Abteilungen bzw.
–Positionen des RBEG-E herangezogen werden. Wenn z.B. in Gemeinschaftsunter​künften Sachleistungen (z.B. Essen, Kleidung, Zahnpasta, Hygieneartikel) gegeben werden, soll der in der jeweiligen Regelbedarfsstufe dafür vorgesehene Betrag abge​zogen werden.

Die im Oktober 2015 mit dem Asylpaket I begonnene Tendenz zum weiteren Ausbau der Sachleistungsgewährung soll so fortgesetzt werden. 

Nach dieser geplanten Regelung wird es möglich, keinerlei Geldleistungen mehr auszuzahlen – und Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG somit jeglicher Selbst​bestimmungsmöglichkeiten zu berauben.

Eine fortgesetzte Kürzung des Gesamtbudgets um einzelne Abteilungen oder Positionen droht zu einer strukturellen Unterdeckung des Bedarfs für ein menschenwürdiges Existenzminimum zu führen. Nachdem in bayerischen Landeseinrichtungen die Bedarfe für Telekommunikation gestrichen worden waren, da gemeinschaftliche W-LAN-Zugänge bereitgestellt wurden, hat das Sozialgericht Landshut solchem Ansinnen bereits wider​sprochen:

 „Der Gesetzgeber geht folglich selbst davon aus, dass es nicht darauf ankommt, ob die einzelnen zugrunde gelegten Positionen konkret ausreichend sind, um den jeweiligen Bedarf zu decken, sondern ob der Gesamtbetrag insgesamt zur Deckung des sozio​kulturellen Existenzminimums ausreicht. Dabei wurde bereits berücksichtigt, dass nicht jede Person in jedem Monat alle einzelnen berücksichtigten Verbrauchsausgaben hat. Unter Achtung dieser Grundlagen ist es ausgeschlossen, einzelne Ausgaben regel​bedarfsrelevanter Positionen mit der Begründung herauszurechnen, dass nicht jeder Leistungsempfänger jeden Bedarf gleichzeitig habe, nachdem dieser Ansatz bereits im Rahmen der Bemessung herangezogen wurde. (…) Durch die Gewährung auch nur eines Teils der Geldleistungen muss eine gewisse Disponibilität gewährleistet sein, dass der Leistungsberechtigte durch die eigenverantwortliche Verwendung der pauschalierten Leistung einen gegenüber dem statistisch ermittelten Durchschnittsbetrag höheren Bedarf in einem Lebensbereich durch geringere Ausgaben in einem anderen Lebens​bereich ausgleichen kann.“
Beschluss vom 17. August 2016 (AZ: S 11 AY 65/16 ER)

Außerdem: Mit diese Regelung wäre die Abkehr vom Sachleistungsvorrang, die erst zum 1. März 2015 als Teil eines politischen Kompromisses (in dessen Gegenzug drei Balkan​staaten als „sicher“ definiert worden waren) in Kraft getreten war, wieder ins Gegenteil verkehrt.

§ 7 Abs. 3 AsylbLG-E: Einführung eines Freibetrags für Einkommen aus ehren​amtlichen Tätigkeiten 
Für Einkommen aus ehrenamtlichen Tätigkeiten wird ein Freibetrag von 200 Euro ein​geführt, z.B. für Aufwandsentschädigungen für nebenberufliche Tätigkeiten als Übungs​leiter*innen oder Ausbilder*innen sowie für gemeinnützige Zwecke.

Das ist tatsächlich etwas Positives.

